
8.Apr.2020 17:40 - Olerverwal tungsger i eil BI n ßrl

�-es11?�1bi 10 l\ bijchdf!

Nr. 2244 S. 2

.• ,, •.• •.. ,, • ..,,,�.,-,,1o,,.,,.,_...,

OBERVERWALTUNGSGERICHT 

BERLIN-BRANDENBURG 

BESCHLUSS 

OVG 11 S 20/20 
VG 14 L 31/20 Berlin 

In der Verwaltungsstreitsache 

des  

, 

Antragstellers und Beschwerdeführers, 

bevollmächtigt: 

 

, 

das Land Berlin, 

vertreten durch die 

gegen 

Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung, 

Oranienstraße 106, 10969 Berlin, 

Antragsgegner und Beschwerdegegner, 

hat der 11. Senat durch den Vorsitzenden Richter am Oberverwaltungsgericht 

Fieting, den Richter am Oberverwaltungsgericht Schmialek und die Richterin am 

Verwaltungsgericht Dr. von Daniels am 8. April 2020 beschlossen: 

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Verwal· 

tungsgerichts Berlin vom 2. April 2020 wird zurückgewiesen. 
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den. Sollte ein Mandant des Antragstellers von der Polizei kontrolliert werden und 

die Dringlichkeit des Termins glaubhaft zu machen haben, hat er ohne weiteres 

die Möglichkeit, sich diese mittels eines Anrufs der Polizei in der Kanzlei des An­

tragstellers bestätigen zu lassen. Hierzu bedarf es regelmäßig auch keiner Offen­

legung der Einzelheiten des Sachverhalts, der Gegenstand der anwaltlichen Bera· 

tung oder Vertretung ist. Dass sich der Antragsteller bei der Terminvereinbarung 

mit Mandanten nach der Dringlichkeit ihres Anliegens erkundigt und diese über­

schlägig beurteilt, ist zumutbar und dürfte im Übrigen auch sonst nicht ungewöhn­

lich sein. 

b) Das Beschwerdevorbringen rechtfertigt auch nicht die Annahme des Antragstel­

lers, dass die von ihm .angegriffenen - unmittelbar das Verhalten potentieller

Mandanten regelnden und den Antragsteller nur mittelbar betreffenden - Vor­

schriften unverhältnismäßig seien. Dass der Antragsteller bei Mandantenbesu­

chen in seiner Kanzlei Vorsichtsmaßnahmen, insbesondere den gebotenen räum­

lichen Abstand einhält, stellt die Geeignetheit und Erforderlichkeit der angegriffe­

nen Regelungen nicht in Frage. § 14 Abs. 1 S. 1 SARS-CoV-2-EindmaßnV regelt

im Interesse des Infektionsschutzes, dass sich im Stadtgebiet von Berlin befindli­

che Personen, vorbehaltlich anderweitiger Regelungen dieser Verordnung, stän­

dig in ihrer Wohnung oder gewöhnlichen Unterkunft aufzuhalten haben. Der Vor­

schrift liegt die Erwägung zugrunde, dass Kontakte mit Personen außerhalb des

eigenen Haushalts für den begrenzten Geltungszeitraum der Verordnung grund­

sätzlich zu unterlassen sind, um der weiteren Ausbreitung der Viruserkrankung

entgegenzuwirken. Die hohe Dynamik des Infektionsgeschehens und die damit

verbundene Gefahr einer Überlastung des Gesundheitssystems mit dramatischen

Folgen für Leben und Gesundheit einer Vielzahl infizierter Personen rechtfertigt

es, diese Maßnahme gegenwärtig als erforderlich anzusehen und nur die in § 14

Abs. 3 SARS-CoV-2-EindmaßnV vorgesehenen Ausnahmen zuzulassen. Dass der

Mindestabstand von 1,5 m zu anderen Personen gemäß § 14 Abs. 2 S. 2 SARS­

CoV-2-EindmaßnV bei jeglichem Aufenthalt außerhalb der Wohnung oder ge­

wöhnlichen Unterkunft prinzipiell einzuhalten ist, ist eine zusätzliche Vorsorge-

• maßnahme, stellt die Erforderlichkeit der grundsätzlichen Kontaktbeschränkungen

aber nicht ernstlich in Frage. Der hohe Rang der Rechtsgüter Leben und Gesund­

heit lässt auch keinen Zweifel daran, dass die vom Antragsteller angegriffene Ein-
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